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Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Änderung der Richtlinie Nr. 73/95/EWG 
der Kommission vom 26. März 1973 zur Durchführung der Artikel 13 und 14 
der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaitungsvorschriften über den aktiven Veredeiungsverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates Nr. 69/73/ 
EWG vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den akti- 
ven Veredeiungsverkehr^), zuletzt geändert durch 
die dem am 22. Januar 1972 in Brüssel Unterzeich- 
neten Vertrag über den Beitritt von neuen Mitglied- 
staaten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft beigefüg- 
te Akte ^), insbesondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission hat am 26. März 1973 die Richtlinie 
zur Durchführung der Artikel 13 und 14 der vor- 
genannten Richtlinie des Rates vom 4. März 1969^) 
angenommen und darin in Artikel 7 vorgesehen, daß 
sie spätestens sechs Monate nach ihrer Bekanntgabe 
in Kraft tritt. 

Die Bekanntgabe erfolgte am. 6. April 1973. 

Der Rat hat am 27. Juni 1974 eine Entschließung 
über Maßnahmen zur Vereinfachung der Aufgaben 
der Zollverwaltungen angenommen®); es hat sich 
herausgestellt, daß eine ordnungsgemäße Anwendung 
der Durchführungsrichtlinie vom 26. März 1973, ins- 
besondere in Folge der Erweiterung der Gemein- 
schaft, verwaltungsmäßige Schwierigkeiten mit sich 
bringen würde; der gegenwärtige Wortlaut dieser 
Richtlinie bedarf daher bereits jetzt einer Über- 
arbeitung, um ihre Anwendung zu vereinfachen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 26. März 1972, S. 5 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 26. März 1972, S. 14 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 7. Mai 1973, S. 17 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 79 
vom 8. Juli 1974, S. 1 
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Die Einfuhrzölle und die Abgaben gleicher Wir- 
kung zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung und den neuen Mitglied- 
staaten werden zum 1. Juli 1977 abgeschafft; von 
diesem Zeitpunkt an wenden die neuen Mitglied- 
staaten den Gemeinsamen Zolltarif und den verein- 
heitlichten EGKS-Tarif uneingeschränkt an; eine 
Anwendung der Richtlinie vom 26. März 1973 vor 
dem 1. Juli 1977 würde auf beträchtliche Schwierig- 
keiten stoßen. 

Die den Mitgliedstaaten für das Inkraftsetzen der 
zur Anpassung an die Durchführungsrichtlinie erfor- 
derlichen Maßnahmen gesetzte Frist ist mehrmals 
durch Richtlinien der Kommission verlängert wor- 
den ®), diese Frist läuft am 30. September 1975 ab. 

Die obengenannten Gründe lassen eine Verlänge- 
rung dieser Frist bis zum 30. Juni 1977 angebracht 
erscheinen. 

Aus Gründen der Klarheit und im Hinblick auf 
die Entschließung des Rates vom 26. November 1974 
über die Kodifizierung seiner Rechtsakte'^) empfiehlt 
es sich, den gesamten Text der Durchführungsricht- 
linie vom 26. März 1973 auf den neuesten Stand zu 
bringen; zu diesem Zweck sind nicht nur die Teile, 
die Änderungen erfahren, sondern auch die bereits 
geänderten sowie die nicht geänderten Teile in 
einem Text zusammenzustellen; es ist daher ange- 
bracht, der obengenannten Durchführungsrichtlinie 
und deren Anhang, zuletzt geändert durch die Richt- 
linie der Kommission Nr. 74/508/EWG vom 30. Sep- 
tember 1974, die in dieser Richtlinie enthaltene Fas- 
sung zu geben und dabei in vollem Umfang die Be- 


6) Richtlinie vom 5. Oktober 1973, Nr. 73/325/EWG, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 297 
vom 25. Oktober 1973, S. 30 

Richtlinie vom 27. März 1974, Nr. 74/204/EWG, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 108 
vom 22. April 1974, S. 25 

Richtlinie vom 20. September 1974, Nr. 74/508/EWG, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 23. Oktober 1974, S. 14 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 20 
vom 28. Januar 1975, S. 1 
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Stimmungen aufzunehmen, denen die Mitgliedstaa- 
ten nachzukommen haben. 

Da keine zustimmende Stellungnahme des Aus- 
schusses für den aktiven Veredelungs verkehr ergan- 
gen ist, war die Kommission nicht in der Lage, die 
von ihr geplanten einschlägigen Vorschriften nach 
dem Verfahren des Artikels 28 Absatz 3 Buchstabe a 
der vorgenannten Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zu erlassen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie der Kommission vom 26. März 1973 
zur Durchführung der Artikel 13 und 14 der Richt- 
linie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 
deren Anhang erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Mit dieser Richtlinie werden verschiedene Durch- 
führungsvorschriften zu Artikel 13 und 14 der Richt- 
linie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungs vor Schriften über 
den aktiven Veredelungsverkehr erlassen. 

Artikel 2 

Werden Veredelungserzeugnisse, Zwischenerzeug- 
nisse oder unveredelte Waren im Hinblick auf ihre 
spätere Ausfuhr zum externen gemeinschaftlichen 
Versandverfahren abgefertigt, so ist in dem für die 
Warenbezeichnung vorgesehenen Feld des gemein- 
schaftlichen Versanddokumentes einer der folgenden 
Vermerke einzutragen: 

„A.V.-Waren" 

„A.F.-varer" 

„P.L-goods" 

„Marchandises P.A." 

„Merci P.A." 

„A.V.-goederen". 

Artikel 3 

Werden Veredelungserzeugnisse, Zwischenerzeug- 
nisse oder unveredelte Waren zu einem anderen in 
Artikel 7Absatz 1 erster Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 542/69 des Rates erwähnten inter- 
nationalen Versandverfahren abgefertigt, so muß 
das betreffende Versanddokument einen der in Arti- 
kel 2 vorgesehenen Vermerke enthalten. 

Artikel 4 

1. Auf Antrag des Inhabers der Bewilligung des ak- 
tiven Veredelungs Verkehrs treffen die für die 
Erteilung dieser Bewilligung und für die Aus- 


stellung der Versanddokumente zuständigen 
Behörden die erforderlichen Maßnahmen, damit 
im Falle einer zugelassenen Überführung in den 
freien Verkehr, die geschuldeten Zölle, Abgaben 
gleicher Wirkung, Abschöpfungen und anderen 
Abgaben, die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik oder im Rahmen der nach Arti- 
kel 235 des Vertrages auf bestimmte landwirt- 
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse anwend- 
baren spezifischen Regelungen vorgesehen sind, 
gegebenenfalls gemäß Artikel 14 Buchstabe a und 
Artikel 16 der in Artikel 1 bezeichneten Richtlinie 
ermittelt werden können. 

2. Die zuständigen Behörden können auch sofort 
das nach Artikel 6 vorgesehene Informationsblatt 
ausstellen; in diesem Fall geben sie das Original 
an den Inhaber zurück und behalten die Durch- 
schrift. 

Artikel 5 

1. Wird die vollständige oder teilweise Überfüh- 
rung der in Artikel 2 und 3 bezeichneten Verede- 
lungserzeugnisse, Zwischenerzeugnisse und un- 
veredelten Waren gemäß Artikel 14 und 15 
Absatz 1 Buchstabe b der in Artikel 1 bezeich- 
neten Richtlinie beantragt, so können die zustän- 
digen Behörden, die die Überführung in den 
freien Verkehr gestatten sollen, die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaates, in dem die Bewilli- 
gung des aktiven Veredelungsverkehrs erteilt 
worden ist, ersuchen, ihnen den Betrag der Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung, Abschöpfungen und 
sonstigen Abgaben, die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik oder im Rahmen der nach 
Artikel 235 des Vertrages auf bestimmte land- 
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse an- 
wendbaren spezifischen Regelungen vorgesehen 
sind, der in Anwendung von Artikel 16 der in 
Artikel 1 bezeichneten Richtlinie zu erheben wä- 
re, mitzuteilen. 

Sie stellen dieses Ersuchen mittels des in Arti- 
kel 6 bezeichneten Informationsblattes und ver- 
senden das Original und die Durchschrift; die 
Behörde, die die Auskünfte einholt, kann für 
ihren eigenen Bedarf gegebenenfalls eine zusätz- 
liche Durchschrift fertigen. 

2. Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, 
an die das Informationsblatt gerichtet ist, ertei- 
len die angeforderten Auskünfte. Sie geben das 
Original zurück und behalten die Durchschrift. 
Die zuständigen Behörden sind jedoch nach Ab- 
lauf der für ihre Zollpapiere vorgesehenen Auf- 
bewahrungsfristen von der Verpflichtung zur 
Mitteilung der Angaben befreit. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Juni 1975 - 1/4 - 680 70- E-Ve 28/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3813 


Artikel 6 

1 . Das Informationsblatt wird in einem Original mit 
einer Durchschrift unter Verwendung eines Vor- 
drucks INF.-i ausgestellt, der dem in der Anlage 
beigefügten Muster entsprechen muß. 

2. Der Vordruck wird auf weißem Schreibpapier 
ohne Holzschliff und mit einem Quadratmeter- 
gewicht von 40-65 g gedruckt. 

3. Der Vordruck hat das Format 210 X 297 mm; 
der Zeilenabstand für maschinengeschriebene 
Texte beträgt 4,24 mm (Ve Zoll); die Einteilung j 
des Vordrucks muß genau eingehalten werden. j 

4. Der Druck des Vordrucks obliegt den Mitglied- 
staaten. Er trägt zur Kennzeichnung eine Serien- 
nummer. 

5. Der Vordruck ist in einer von den zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaates, in dem das Infor- 
mationsblatt ausgestellt wird, zu bestimmenden 
Amtssprache der Gemeinschaft zu drucken. Der 
für das Ersuchen um Auskunft bestimmte Teil 
des Informationsblattes ist in einer der Amts- 
sprachen der Gemeinschaft auszufüllen, die von 
den zuständigen Behörden des Mitgliedstaates 
bestimmt wird, von denen das Ersuchen ausgeht. 
Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, 


die die Information zu erteilen oder sich ihrer zu 
bedienen haben, können die Übersetzung der in 
den Vordrucken enthaltenen Angaben in die 
oder eine Amtssprache dieses Mitgliedstaates 
verlangen. 

Artikel 7 

1 Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
j nahmen, um dieser Richtlinie mit Wirkung vom 
1. Juli 1977 nachzukommen. 

Artikel 8 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Vorschriften, die er zur Durchführung dieser 
Richtlinie erläßt. 

Die Kommission teilt diese Informationen den ande- 
ren Mitgliedstaaten mit. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet." 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 


Anlage 


1. Inhaber des aktiven Veredelungs Verkehrs 


2. Empfänger des Antrags 


3. Empfänger der Informationen 


4. Versandverfahren 
PI I I TIF 


TIR 


RHEINMANIFEST 


FRACHTBRIEF CIM, der als M gilt 


vom Nr. 

der Dienststelle 


Nr. A 000000 


INF.1 

Original 

AKTIVER VEREDELUNGSVERKEHR 
INFORMATIONSBLATT 


Der Unterzeichner, Inhaber des aktiven Verede- 
lungsverkehrs, 

Die zuständige Dienststelle, deren Bezeichnung 
und Anschrift in Feld 3 angegeben ist, 

beantragt, die auf die unten bezeichneten Waren entfal- 
lenden Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, Abschöpfun- 
gen und anderen Abgaben, die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik oder im Rahmen der nach Artikel 235 
des Vertrages auf bestimmte landwirtschaftliche Verar- 
beitungserzeugnisse anwendbaren spezifischen Regelun- 
gen vorgesehen sind, anzugeben, die zu entrichten wä- 
ren für den Fall, daß sie in dem Mitgliedstaat, der die 
Informationen zu erteilen hat, in den freien Verkehr über- 
geführt würden. 



den 


(Unterschrift) 


6. Packstücke 


6. Packstücke 


6. Packstücke 


7. Bezeichnung und Menge der Waren 


7. Bezeichnung und Menge der Waren 


7. Bezeichnung und Menge der Waren 


8. Auskünfte, die von den zuständigen Dienststellen zu erteilen sind 


10. Ermittelte Beträge an 


Felder 

11. Zölle 

12. Abgaben gleicher Wirkung 

13. andere Abgaben 3) 

Währung 

A 1 







/ 







1 



/ 





j 




/ 




B 





! 


/ 










\ t 









/ 

1 



C 







/ 










1 f 









/ 





14. 


15. Bemerkungen 



den . 


(Unterschrift) 


1) Das zutreffende Feld ankreuzen. 

2) Dem Fall entsprechend genau anzugeben, 
z. B. Seemanifest. 

z. B. Abschöpfung. 

3) Dem Fall entsprechend ist in Feld 15 genau anzugeben. 
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Anlage 


14. ERSUCHEN 

UM NACHTRÄGLICHE PRÜFUNG 

Die nachstehend bezeichnete Dienststelle bittet, die Echtheit dieses Informationsblatts und die Richtig- 
keit der darin enthaltenen Angaben zu prüfen. 


, den 

Zuständige Dienststelle: 

Dienst- 

stempel 

(Unterschrift) 

17. ERGEBNIS DER PRÜFUNG 

Die Prüfung durch die unten bezeichnete zuständige Dienststelle hat ergeben, daß dieses Informations- 
blatt 1) 

I I von den darin angegebenen zuständigen Behörden ausgestellt worden ist und daß die darin ent- 

haltenen Angaben richtig sind, 

I I zu anliegenden Bemerkungen Anlaß gibt. den 


Dienst- Zuständige Dienststelle: 

Stempel 

(Unterschrift) 

^) Das zutreffende Feld ankreuzen. 

BEMERKUNGEN 
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Anlage 


BEMERKUNGEN 


A. Allgemeine Bemerkungen 

1. Der Teil des Informationsblatts, der für das 
Ersuchen um Auskunft bestimmt ist (Felder 1 
bis 7), wird entweder durch den Inhaber der 
Bewilligung des Veredelungsverkehrs oder 
durch die Dienststelle, die die Informationen 
benötigt, ausgefüllt. 

. 2. Das Informationsblatt ist in leserlicher und 
haltbarer Schrift, möglichst mit Schreibma- 
schine auszufüllen. Es darf weder Rasuren 
noch Übermalungen aufweisen. Änderungen 
sind so vorzunehmen, daß die irrtümlichen 
Eintragungen gestrichen und gegebenenfalls 
die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt 
werden. Jede so vorgenommene Änderung 
muß von demjenigen, der das Informations- 
blatt ausgefüllt hat, gebilligt und von den 
zuständigen Behörden bestätigt werden, 

B. Besondere Bemerkungen zu den nachstehend 

bezeichneten Feldern 

1. Anzugeben sind der Name und die vollstän- 
dige Anschrift, einschließlich gegebenenfalls 
Postleitzahl und Mitgliedstaat. 

Dieses Feld darf nicht benutzt werden, wenn 
das Informationsblatt durch die zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaats ausgefüllt wird, 
der um die Informationen nachsucht. 

2. Anzugeben sind die Bezeichnung und die voll- 
ständige Anschrift, einschließlich gegebenen- 
falls Postleitzahl und Mitgliedstaat, der zu- 
ständigen Behörde. 

3. Anzugeben sind die Bezeichnung und die voll- 


ständige Anschrift, einschließlich gegebenen- 
falls Postleitzahl und Mitgliedstaat der zu- 
ständigen Behörde, die die Informationen ein- 
holt, Dieses Feld ist nicht zu benutzen, wenn 
der Antrag von dem Inhaber des Verede- 
lungsverkehrs gestellt wird, 

6. Anzugeben sind Anzahl, Art, Zeichen und 
Nummern der Packstücke. Für nicht verpackte 
Waren ist die Zahl der Gegenstände oder das 
Wort „lose" anzugeben. 

7. Die Waren sind nach dem Sprachgebrauch, 
der Handelsübung oder nach der Benennung 
des Zolltarifs aufzuführen. Die Warenbezeich- 
nung muß mit derjenigen der in Feld 4 ge- 
nannten Dokumente übereinstimmen. Die 
Menge ist in Einheiten nach dem metrischen 
System anzugeben: kg netto, Liter, Meter, qm 
usw. 

10. Die Beträge sind in nationaler Währung ein- 
zutragen. Für jede Ziffer ist ein Kästchen vor- 
gesehen; die beiden letzten Kästchen sind ggf. 
Bruchteilen einer Einheit Vorbehalten. 

14. Die nationalen Währungen werden mit fol- 
genden Abkürzungen bezeichnet: 

FB für belgische Franken, 

DM für Deutsche Mark, 

FF für französische Franken, 

LI für italienische Lira, 

LF für luxemburgische Franken, 

FL für niederländische Gulden, 

KR für Dänische Kronen, 
l£ für Irische Pfunde, 

£ für Pfund Sterling. 
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Begründung 

1. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie 
der Kommission Nr. 73/95/EWG vom 26. März 
1973 zur Durchführung der Artikel 13 und 14 der 
Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmo- 
nisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den aktiven Veredelungsverkehr“), zuletzt ge- 
ändert durch die Richtlinie der Kommission Nr. 74/ 
508/EWG vom 30. September 1974, ist für den 

1. Oktober 1975 vorgesehen. 

2. Während der Sitzungen des Ausschusses für den 
aktiven Veredelungsverkehr haben mehrere Dele- 
gationen darauf hingewiesen, daß die Richtlinie Nr. 
73/95/EWG nicht den gegenwärtigen Anforderungen 
genüge, da der Richtlinientext vor der Erweiterung 
der Gemeinschaft ausgearbeitet worden sei. 

Außerdem wurde vorgebracht, daß das durch die 
Kontrollrichtlinie vorgesehene Verfahren nicht ohne 
Schwierigkeiten und verwaltungsmäßige Komplika- 
tionen durchgeführt werden kann, die im Hinblick 
auf die Zielsetzung außer jedem Verhältnis stehen. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 7. Mai 1973, S. 17 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 23. Oktober 1974, S. 14 


3. Die Kontroll-Richtlinie (und die Grundrichtlinie) 
spricht von „Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung und 
Abschöpfungen". Es hat sich als erstrebenswert 
gezeigt, die im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik oder die im Rahmen der in den Verordnun- 
gen (EWG) Nr. 170/67 und 1059/69 genannten Han- 
delsregelungen vorgesehenen Abgaben, die nicht als 
„Abschöpfungen" bezeichnet werden, unmißver- 
ständlich zu übernehmen. 

4. Der Vordruck INF.-l sollte verbessert werden, 
um die Mitteilung der für die eventuell fällig wer- 
denden anteiligen Zölle in Betracht zu ziehenden 
Zollbeträge zu ermöglichen, damit dem Beteiligten 
die Möglichkeit eröffnet wird, zwischen der Zah- 
lung des Zolls des Veredelungslandes oder dem 
anteiligen Zoll zu wählen. 

5. Die Mehrheit der Delegationen im Ausschuß für 
den aktiven Veredelungsverkehr hat sich für eine 
Verschiebung des Anwendungszeitpunktes der geän- 
derten Richtlinie zum 1. Juli 1977 ausgesprochen; 
ab diesem Zeitpunkt wenden die neuen Mitglied- 
staaten den Gemeinsamen Zolltarif und den verein- 
heitlichten EGKS-Tarif uneingeschränkt an; die An- 
wendung der Richtlinie vor dem 1. Juli 1977 würde 
auf beträchtliche Schwierigkeiten stoßen. Eine Ver- 
längerung dieser Frist bis zum 30. Juni 1977 er- 
scheint angebracht. 
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